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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Juli 1961 

6 — 68040 — 5868/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Entwurf einer Verordnung des Rates der EWG 
zur Anwendung von Wettbewerbsregeln für die 
Landwirtschaft (Artikel 42 EWG- Vertrag) 


Die Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat 
dem Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gemäß 
Artikel 42 des EWG-Vertrages den Entwurf einer Ersten Ver- 
ordnung des Rates nach Artikel 42 des Vertrages über die An- 
wendung bestimmter Wettbewerbsregeln auf die Produktion 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse und den Handel mit diesen 
unterbreitet. 

Der Rat hat sich mit diesem Entwurf im Rahmen der Beratungen 
auf seinen Tagungen am 6. und 7. Dezember sowie am 20. De- 
zember 1960 befaßt und beschlossen, ihn an die Versammlung 
weiterzuleiten sowie an den Sonderausschuß Landwirtschaft 
zur weiteren Prüfung zu überweisen. 

Die Versammlung hat am 18. Januar 1961 über den Verord- 
nungsentwurf beraten und eine Stellungnahme hierzu abge- 
geben. 

Die Beratungen über den Entwurf im Kreise der Regierungs- 
vertreter der EWG-Mitgliedstaaten sind im Gange. Es ist noch 
nicht abzusehen, wann der Entwurf zur endgültigen Beschluß- 
fassung im Rat ansteht. Nach dem gegenwärtigen Stand der 
Beratungen ist damit zu rechnen, daß der Entwurf in einigen 
Punkten Abänderungen erfahren wird. 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäisdien Atomgemeinschaft vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) übersende ich anliegend 
ein Exemplar des Vorschlages der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zu einer Ersten Verordnung 
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des Rates nach Artikel 42 des Vertrages über die Anwendung 
bestimmter Wettbewerbsregeln auf die Produktion landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse und den Handel mit diesen Erzeug- 
nissen. 

Gleichzeitig füge ich die Stellungnahme der Versammlung zu 
diesem Verordnungsentwurf bei. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 


Blank 
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Anlage A 

VI/KOM ,(60) 173 
Anlage II 


Abschrift 


Anlage II 

Entwurf einer ersten Verordnung des Rats nach Artikel 42 des 
Vertrages über die Anwendung bestimmter Wettbewerbsregeln 
auf die Produktion landwirtscbaftlicber Erzeugnisse und den 

Handel mit diesen 


DER RAT DER EDROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT, 

GESTÜTZT auf den Vertrag zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbe- 
sondere auf die Artikel 42 und 43, Absatz (2); 

AUF VORSCHLAG DER KOMMISSION; 

NACH STELLUNGNAHME des Europäischen Parla- 
ments und i 

i 

IN ERWÄGUNG nachstehender Gründe: | 

Aus Artikel 42 des Vertrages folgt, daß die An- 
wendung der im Vertrag vorgesehenen Wett- 
bewerbsregeln auf die Produktion landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse und den Handel mit diesen Er- 
zeugnissen einen wesentlichen Bestandteil der ge- 
meinsamen Agrarpolitik bildet und daß die nach- 
stehenden Vorschriften durch Berücksichtigung der 
Entwicklung dieser Politik ergänzt werden müssen. 

Die von der Kommission eingebrachten Vorschläge 
zur Gestaltung und Durchführung der gemeinsamen 
Agrarpolitik zeigen, daß bestimmte Wettbewerbs- 
regeln ab sofort auf die Produktion landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse und den Handel mit diesen Er- 
zeugnissen angewendet werden sollten, damit die 
Praktiken, die den Grundsätzen des Gemeiinsamen 
Marktes zuwiderlaufen und die in Artikel 39 des 
Vertrages genannten Ziele beeinträchtigen, beseitigt 
und die für eine spätere, der Entwicklung der ge- 
meinsamen Agrarpolitik angepaßte Wettbewerbs- 
regelung erforderlichen Voraussetzungen geschaffen 
werden. 

Die Wettbewerbsregeln betreffend die Kartelle, die 
mißbräuchliche Ausnutzung einer beherrschenden 
Stellung und das Dumping sind zunächst insoweit 
auf die Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
und den Handel mit diesen Erzeugnissen anzuwen- 
den, als sie innerstaatliche landwirtschaftliche 
Marktordnungen nicht beeinträchtigen und die Ver- 
wirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik nicht gefährden. 


Soll sowohl eine Fehlentwicklung der gemeinsamen 
Agrarpolitik verhindert werden als auch die Rechts- 
sicherheit und Diskriminierungen ausschließende 
Behandlung der beteiligten Unternehmen gewähr- 
leistet sein, so muß der Kommission die ausschließ- 
liche Befugnis zustehen, festzustellen, ob die Vor- 
aussetzungen des vorhergehenden Absatzes für die 
gemäß Artikel 85 und 86 des Vertrages verbotenen 
Kartelle und Mißbräuche durch Ausnutzung beherr- 
schender Stellungen 'erfüllt sind. 

Sollen ferner die spezifischen Bestimmungen des 
Vertrages und insbesondere der Artikel 39 heran- 
gezogen werden, so muß die Kommission bei Dum- 
pingfällen zwar berechtigt, nicht aber auch verpflich- 
tet sein, die in Artikel 91 Absatz (1) des Vertrages 
vorgesehenen Empfehlungen auszusprechen oder 
die dort vorgesehenen Schutzmaßnahmen zu geneh- 
migen. 

Sollen, schließlich, mit fortschreitender gemeinsamer 
Agrarpolitik Vorschriften für die Beihilfen an die 
Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse und den 
Handel mit diesen Erzeugnissen ausgearbeitet und 
in Kraft gesetzt werden, so muß die Kommission 
die Möglichkeit erhalten, ein Verzeichnis über die 
bestehenden und die neuen Beihilfen zu führen und 
den Mitgliedstaaten geeignete Vorschläge und Hin- 
weise zu erteilen; 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Artikel 85 bis 90 einschließlich des Vertrages 
sowie die zu ihrer Anwendung ergangenen Be- 
stimmungen finden mit dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung und vorbehaltlich der Maßnahme nach 
Artikel 2 auf alle in den Artikeln 85 Absatz (1) und 
86 des Vertrages genannten Vereinbarungen, Be- 
schlüsse und Verhaltensweisen bezüglich der Pro- 
duktion der in Anhang II des Vertrages genannten 
Erzeugnisse und den Handel mit diesen Erzeug- 
nissen Anwendung 
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Artikel 2 

(1) Die Artikel 85 Absatz (1) und 86 des Vertrages 
gelten jedoch nicht für die in Artikel 1 genannten 
Vereinbarungen, Beschlüsse oder Verhaltensweisen, 
die Bestandteil einer innerstaatlichen Marktordnung 
sind oder zur Verwirklichung der in Artikel 39 des 
Vertrages genannten Ziele notwendig sind. 

(2) Vorbehaltlich der Nachprüfung durch den Ge- 
richtshof stellt die Kommission allein fest, und zwar 
nach Anhörung der beteiligten Mitgliedstaaten, 
welche Beschlüsse, Vereinbarungen oder Verhaltens- 
weisen die Voraussetzungen des Absatzes (1) er- 
füllen. 

(3) Die Kommission trifft diese Feststellung ent- 
weder von Amts wegen oder auf Antrag einer zu- 
ständigen Behörde eines Mitgliedstaates oder eines 
beteiligten Unternehmens oder Unternehmensver- 
bandes. 


Artikel 3 

(1) Artikel 91 Absatz (1) des Vertrages findet auf 
den Handel mit den in Anhang II des Vertrages 
genannten Erzeugnissen Anwendung. 


(2) Die Kommission entscheidet jedoch nach freiem 
Ermessen, ob sie die in Artikel 91 Absatz (1) des 
Vertrages vorgesehenen Empfehlungen ausspricht 
oder die dort vorgesehenen Schutzmaßnahmen ge- 
nehmigt. 

Sie berücksichtigt hierbei die Bestimmungen des 
Vertrages über die Landwirtschaft und insbesondere 
dessen Artikel 39. 


Artikel 4 

Artikel 93 Absatz (1) und (3) Satz 1 sind auf die 
Beihilfen anzuwenden, die der Produktion der in 
Anhang II des Vertrages genannten Erzeugnisse 
oder dem Handel mit diesen Erzeugnissen gewährt 
werden. 


Artikel 5 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen in Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


Anmerkung 

Gemäß Artikel 191 treten die Verordnungen, soweit in 
ihnen nicht etwas anderes bestimmt ist, am zwanzigsten 
Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaft in Kraft. 
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Räte 

der 

Europäischen Gemeinschaften 
Generalsekretariat 


Brüssel, den 23. Januar 1961 

43/61 (AG 35) (Brüssel) 
39/61 (Luxemburg) 


Anhörung *) 

des Europäischen Parlaments 

auf Antrag des Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zum Verordnungs Vorschlag der EWG-Kommission 
über die Anwendung bestimmter Wettbewerbsregeln 
auf die Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
und den Handel mit diesen 


Das Europäische Parlament, 

— vom Ministerrat (konsultiert (Dok. 103); 

— nach Kenntnisnahme der von der EWG-Kom- 
mission ausgearbeiteten und in Dok. VI/KOM(60) 
160 enidg. enthaltenen Vorschläge; 

— schlägt für die Verordnung, zu der es konsultiert 
wurde, den nachstehend wiedergegebenen Text 
vor 2); 

— beauftragt seinen Präsidenten, diese Stellung- 
nahme des Parlaments sowie den Bericht seines 
zuständigen Ausschusses für Fragen der Land- 
wirtschaft (Dok. 107) dem Rat der EWG zu über- 
mitteln. 

Artikel 1 

Die Artikel 85 bis 90 einschließlich des Vertrags 
sowie die zu ihrer Anwendung ergangenen Bestim- 
mungen dieser Verordnun^g und vorbehaltlich der 
Ausnahme nach Artikel 2 finden auf alle in den Ar- 
tikeln 85 Absatz 1 und 86 des Vertrags genannten 
Vereinbarungen, Beschlüsse und Verhaltensweisen 
bezüglich der Produktion der in Anhang II des Ver- 
trags genannten (Erzeugnisse und den Handel mit 
diesen Erzeugnissen Anwendung. 

Artikel 2 

(1) Artikel 85 Absatz 1 des Vertrags gilt jedoch 
nicht für die in Artikel 1 genannten Vereinbarun- 
gen, Beschlüsse oder Verhaltensweisen, die Bestand- 
teil einer innerstaatlichen Marktordnung sind oder 
zur Verwirklichung der in Artikel 39 des Vertrags 
genannten Ziele notwendig tsind. 

(2) Vorbehaltlich der Niachprüfung durch den Ge- 
richtshof stellt die Kommission allein fest, und zwar 
nach Anhörung der beteiligten Mitgliedstaaten, 


9 Das Europäische Parlament hat diese Konsultation in 
seiner Sitzungsperiode am 20. Januar 1961 gewährt 
Die vom Parlament vorgenommenen Änderungen am 
Text der Kommission der EWG sind unterstrichen. 


welche Beschlüsse, Vereinbarungen oder Verhal- 
tensweisen die Voraussetzungen des Absatzes 1 er- 
füllen. 

(3) Die Kommission trifft diese Feststellung ent- 
weder von Amts wegen oder auf Antrag einer zu- 
ständigen Behörde eines Mitgliedstaates oder eines 
beteiligten Unternehmens oder Unternehmensver- 
bandes. 

At t i k e 1 3 

(1) Artikel 91 Absatz 1 des Vertrags findet auf 
den Handel mit den in Anhang II des Vertrags ge- 
nannten Erzeugnissen Anwendung. 

(2) Die Kommission entscheidet jedoch nach 
freiem Ermessen, ob sie die in Artikel 91 Absatz 1 
des Vertrags vorgesehenen Empfehlungen aus- 
spricht oder die dort vorgesehenen Schutzmaßnah- 
men genehmigt. Sie berücksichtigt hierbei die Be- 
stimmungen des Vertrags über die Landwirtschaft 
und insbesondere dessen Artikel 39. 

Artikel 4 

Artikel 93 (1) und (3) Satz 1 sind auf die Beihilfen 
anzuwenden, die der Produktion der in Anhang II 
des Vertrags genannten Erzeugnisse oder dem Han- 
del mit diesen Erzeugnissen gewährt werden. 

A r t i k e 1 5 ■ 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Auf Vorschlag der Kommission erläßt der Mini- 
sterrat die notwerudigen Bestimmungen zur Ergän- 
zung dieser Verordnung, wobei er insbesondere die 
Einführung des Abschöpfungssystems berücksichtigt. 


NB. — Gemäß Artikel 191 treten die Verordnungen, so- 
weit in ihnen nicht etwas anderes bestimmt ist, 
am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in 
Kraft. 
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